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In den Zentralamerikanischen Maquilas gehören Aus-
beutung, 10-Stunden-Arbeitstage, niedrige Löhne, ein perma-
nenter Druck, das Verbot von Gewerkschaften, die miserablen
infrastrukturellen und sanitären Bedingungen zum täglichen
Brot der Angestellten. Weltweit sind vier von fünf Maquila-
angestellten Frauen unter 25 Jahren. Der Bericht von Oxfam
International zitiert einen Maquilabesitzer, der die „Vorteile“
junger ArbeiterInnen preist: „Wir ziehen junge Frauen vor, weil
sie disziplinierter sind als ihre älteren Kolleginnen. Manchmal
müssen sie die ganze Nacht durcharbeiten, doch sie haben
volles Verständnis für die Notwendigkeit dieser Flexibilität.“

Eine Arbeiterin der Maquila "Star Fashion" (in koreani-
schem Besitz), in Guatemala Stadt, erzählt, dass den 800 Arbei-
terInnen drei Toiletten zur Verfügung stehen. Gehen die Frau-
en häufiger als dreimal täglich auf die Toilette, erhalten sie
eine schriftliche Verwarnung. Während der Arbeit werden sie
vom Vorarbeiter per Lautsprecher verbal misshandelt. Wäh-
rend ihrer 40-minütigen Mittagspause müssen sich die Frauen
zum Essen auf den Boden setzen, einen Aufenthaltsraum gibt
es nicht. Gesetzlich wäre eine einstündige Mittagspause vor-
geschrieben. Eine weit verbreitete Diskriminierung ist das dop-
pelmoralische Verhalten der Vorgesetzten, einen Schwanger-
schaftstest von den Frauen zu verlangen, bevor sie einge-
stellt werden und sie, kaum sind sie im Betrieb, sexuell zu miss-
brauchen. Vor allem unverheiratete Frauen sind stark den Über-
griffen ihrer Vorgesetzten ausgesetzt.

In Nicaragua trifft man eine ähnliche Situation an. Ge-
mäss einer regionalen Studie von Oxfam International, wur-
den im Jahr 2002 von den MaquilabesitzerInnen 262 Anträge
zur Auflösung eines Arbeitsvertrages beim Arbeitsgericht ein-
gereicht, in 77 Fällen wurde als Kündigungsgrund die Schwan-
gerschaft einer Frau angegeben. Die Konsequenzen der Aus-
beutung und der Misshandlung übertragen sich auch auf die
Kinder der ArbeiterInnen (Was jedoch nicht die Kündigung
einer schwangeren Frau rechtfertigen darf! die Red.). Viele
ArbeiterInnen haben keine Zeit, sich gross um die Erziehung
und das Wohlergehen ihrer Schützlinge zu kümmern. Umge-
kehrt stellen die wenigsten Maquilas Kinderkrippen zur Ver-
fügung, so dass es oft die älteren Geschwister sind, die sich
um die Kleineren kümmern müssen.

Der Druck in der internationalen Modebranche wird
auf die schwächsten Glieder der Produktionskette, die Ar-
beiterinnen in den Maquilas abgewälzt. Der Konkurrenz-
druck unter den weltbekannten Kleiderherstellern (Gap,
H&M, Zara und Nike) und zwischen den grössten Super-
märkten (Wal-Mart, Carrefour, El Corte Inglés) ist enorm.
Bis vor kurzem wurden noch vier Kollektionen jährlich auf
den Markt gebracht, doch die schwedische Marke H&M
und die spanische Zara haben sich erfolgreich darauf spe-
zialisert, permanent neue Kollektionen zu entwerfen. Ge-
mäss Oxfam International bringt Zara etwa 14-täglich eine
neue Kollektion auf den Markt, was natürlich den Produk-
tionsdruck auf die Maquilas und deren Angestellten muli-
pliziert. „Da kann man noch lange über internationale Ver-
haltenskodexe sprechen, die Diskrepanz zwischen der Rhe-
torik dieser Unternehmen und der Realtiät ist immens“,
kritisiert Manuel Muñiz von Oxfam.

Die Maquilas sind aber auch ein wichtiger Faktor
innerhalb der zentralamerikanischen Wirtschaft. In Guate-
mala, dem zentralamerikanischen Land mit den meisten
Maquilas, deckte die Bekleidungsindustrie im Jahre 2003
28% der nicht-tradtionellen Exportprodukte ab.

Die Arbeitsbedingungen haben auch physische Aus-
wirkungen auf die Frauen. Diese reichen von Erschöp-
fungszuständen und Stress bis zu Kopfschmerzen, Hu-
sten oder Allergien, ausgelöst durch die Stofffasern, die
Chemikalien, mit denen die Stoffe behandelt werden oder
die mangelnde Durchlüftung in den Fabriken. Dazu kom-
men Nierenprobleme, weil die Frauen nicht auf die Toilette
können und Schmerzen im Nacken und im Rücken sowie in
den Beinen, bedingt durch die Arbeitshaltung und die im-
mer gleichen Handgriffe, die die Frauen während bis zu 14
Stunden täglich ausüben müssen.

Gemäss der Studie von Oxfam International sind die
staatlichen Institutionen der zentralamerikanischen  Länder
bestens informiert über diese Zustände. Die Arbeitsmini-
sterien der einzelnen Länder geben jedoch vor, nicht ge-
nügend personelle und ökonomische Ressourcen zu ha-
ben, um die Arbeitsbedingungen in den Maquilas zu über-
prüfen und deren BesitzerInnen dazu zu zwingen, sie zu

Frauen in den Maquilas, die Aschenbrödel der Region
In Zentralamerika arbeiten mehr als 300’000 Menschen, die meisten von ihnen Frauen, zu miserablen Arbeitsbedingu-

nen in Maquilas, Fertigungsfabriken jeglicher Massenwaren, vornehmlich der Kleidungs- und Computerchipbranche. Die
generalisierte Ausbeutung und die verbalen und physischen Übergriffe haben ihre Auswirkungen weit über die Fabriktore
hinaus. Sie gefährden das Leben der Arbeiterinnen und die Zukunft ihrer Kinder. Die Löhne reichen den Frauen kaum zum
Überleben. Schuld daran haben z.T. die Regierungen, welche die landesüblichen Mindestlöhne niedrig halten, um ausländi-
sche Investitionen anzuziehen. Ebenso fehlt es an verbindlichen Arbeitsstandards. Schuld haben aber auch die BesitzerIn-
nen internationaler Kleidermarken, deren Gewinn auf dem Rücken der MaquilaarbeiterInnen erwirtschaftet wird.

Der folgende Artikel erschien in Inforpress Centroamericana 1552 vom 19. März 2004 und basiert auf einer Studie von
Oxfam International.



Seite 2 ¡Fijáte! No. 309

verbessern. In Guatemala dauert ein Pro-
zess vor dem Arbeitsgericht im besten
Fall sechs Monate, im schlechtesten Fall
bis zu drei Jahren.

In Zentralamerika ist die Arbeitslo-
sigkeit von Frauen signifikant höher als
die der Männer. So sind auch mehr Frau-
en gezwungen, im informellen Sektor
oder, zwar im formellen Sektor, jedoch zu
prekären Bedingungen zu arbeiten. Die
Maquilas sind einer der wenigen Indu-
striezweige des formalen Sektors, wo
arme und ungebildete Frauen Arbeit fin-
den können. Diese Arbeit ist entspre-
chend schlecht bezahlt und es gibt kei-
ne Arbeitssicherheit. Obwohl es keine
genauen Zahlen gibt, geht man davon
aus, dass in Zentralamerika 60-80 % al-
ler MaquilaarbeiterInnen Frauen sind.
Trotzdem verdienen sie durchschnittlich
36% weniger als ihre männlichen Kolle-
gen.

Die Maquilaarbeiterinnen kleiden
zwar die ganze Welt ein, verdienen aber
nicht genügend, um sich selber zu klei-
den. Ihre Gehälter reichen zum Überle-
ben, jedoch nicht zum Leben.  Die in den
zentralamerikanischen Maquilas ausbe-
zahlten Mindestlöhne reichen gerade
einmal aus, um 60% der Kosten des
Grundnahrungswarenkorbes der jewei-
ligen Länder abzudecken. In Honduras
sind die Löhne der Maquilaarbeiterin-

nen zwar etwas über dem landesübli-
chen Mindestlohn, doch gemäss offizi-
ellen Zahlen der honduranischen Regie-
rung können damit bloss 33% der Grund-
bedürfnisse einer Familie abgedeckt wer-
den.

In Guatemala wird den meisten
Maquilaarbeiterinnen der Mindestlohn
von 1´026 Quetzales pro Monat (ca. US-
$ 130) ausbezahlt. Dieser Lohn ist aber
für eine Arbeitszeit von täglich 8 Stun-
den berechnet und nicht für 12 Stunden,
wie die meisten von ihnen zu arbeiten
gezwungen sind. Solch niedrige Min-
destlöhne und die Möglichkeit, die Frau-
en zu längeren Arbeitszeiten zu zwingen,
sind natürlich verlockend für US-ameri-
kanische und koreanische Mode-Unter-
nehmen. Sie sind die am meisten verbrei-
teten in Zentralamerika. Mit dem in den
USA üblichen Mindestlohn von US-$  5
pro Stunde können in Nicaragua, wo der
Stundenlohn US-$ 0,30 beträgt, 17 Ar-
beiterinnen bezahlt werden.

Viele FabrikbesitzerInnen fühlen
sich durch die Möglichkeit, dass sich
ihre Angestellten gewerkschaftlich or-
ganisieren und einen Bewusstseinsbil-
dungsprozess durchlaufen, bedroht.  In
Guatemala gibt es genau in zwei Maqui-
la eine Gewerkschaft, in El Salvador sind
es 16 und in Nicaragua, das diesbezüg-
lich etwas offener ist, sind es 31. In Gua-

temala hat der geringe Organisierungs-
grad sicher mit der alten Angst vor Re-
pression zu tun.

Ein weiterer Grund, sich nicht für
die eigenen Rechte einzusetzen, ist laut
Edda Gaviola, Direktorin des Menschen-
rechtszentrums CALDH, das sich u.a.
auch für die Rechte der Maquilaarbei-
terinnen einsetzt, das in Guatemala ver-
breitete Misstrauen gegen die Justiz. Die
Angst und das Misstrauen sind nicht
unbegründet: Viele Maquilas verbieten
es den Arbeiterinnen, sich gewerkschaft-
lich zu organisieren – tun sie es trotz-
dem, müssen sie mit einer Kündigung
rechnen.

In den vergangenen sechs Jahren
wurden beim guatemaltekischen Ar-
beitsgericht 45’196 Klagen eingereicht,
gemäss Oxfam wurde in 12’152 Fällen
(26.8%) ein Urteil gefällt. Ein weiteres
Problem ist, dass, wenn das Arbeitsge-
richt eingreift und ein Unternehmen ge-
nauer unter die Lupe nimmt, dieses oft
von einem Tag auf den anderen
„schliesst“, die Angestellten ohne Lohn
geschweige denn einer Abfindung auf
die Strasse stellt und kurze Zeit später
unter anderem Namen wieder eine neue
Maquila eröffnet. In den vergangenen
vier Jahren schlossen in Guatemala 122
Maquilas ihre Tore, derweil 81 neu er-
öffnet wurden.

Guatemala, 27. April.  Das noch
unter Präsident Portillo im März letz-
ten Jahres verabschiedete Dekret 9-
2003 schreibt vor, dass ein pharmazeu-
tisches Produkt auf dem guatemalte-
kischen Markt während fünf Jahren
geschützt ist und so lange kein Gene-
rikum dieses Medikaments eine Ver-
kaufszulassung bekommt. Konkret be-
deutet dies, dass – auch wenn Gen-
erika existieren würden –  nur Marken-
medikamente zu teuren Preisen ge-
kauft werden können, was für alle chro-
nisch kranken Personen, HIV-Positi-
ve oder KrebspatientInnen extem
hohe Kosten mit sich bringt und oft
eine Therapie in den Bereich des Un-
möglichen rückt.

Auf zwei Ebenen wird nun für die
Annulierung dieses Dekrets ge-
kämpft: Einerseits wird der Kongress
ersucht, das Thema noch einmal zu
behandeln und den Entscheid rück-
gängig zu machen. So rief kürzlich
Menschenrechtsprokurator Sergio
Morales im Namen der Bevölkerung
den Kongress auf, seinen Beschluss
des letzten Jahres nochmals zu über-
denken. Mit dem aktuellen Dekret
würden die transnationalen Pharma-
unternehmen begünstigt und ausser-

dem könne es das Todesurteil für vie-
le Menschen bedeuten, argumentier-
te Morales. Der Vorschlag des Men-
schenrechtsprokurators wurde von
der Partei Nationalen Einheit der
Hoffnung (UNE) aufgenommen, die
eine Gesetzesinitiative vorschlug, wel-
che den Verkauf von Generika erlaubt.
Laut Auskunft von Kongresspräsident
Rolando Morales wird der Kongress
in den nächsten Tagen über die Initia-
tive beraten. er selbst versprach, per-
sönlich sein Möglichstes zu tun, da-
mit sie angenommen werde. Auch Prä-
sident Berger sprach sich dafür aus,
dass das Dekret 9-2003 annuliert und
die Initiative der UNE diskutiert wer-
de.

Bereits am 31. März reichte die Zi-
vile Allianz für den Zugang zu Medi-
kamenten (ACAM) beim Verfas-
sungsgericht eine Klage gegen das
Dekret ein. Sie stützt sich auf den Ar-
tikel 12 der guatemaltekischen Verfas-
sung, in dem die Pflicht des Staates,
den Personen das Recht auf  Gesund-
heit zu garantieren, festgeschrieben
ist. Am 27. April fällte das Verfassungs-
gericht ein provisorisches Urteil, in
dem es das Dekret als weiterhin gültig
erklärt. Entsprechend konzentrieren

Weg mit dem Dekret 9-2003!
sich die Hoffnungen der Allianz und
somit die Hoffnungen vieler kranker
Menschen auf einen positiven Ent-
scheid des Kongresses.
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Guatemala, 23. April. Ein Präsident
mit guten Vorsätzen, ein Kommissar
(Otto Pérez Molina), der die meisten po-
litischen Entscheide der Legislative be-
einflusst und kontrolliert, das Fehlen ei-
ner Steuerpolitik und ein generelles Kli-
ma der Unsicherheit. Dies sind einige
Stichworte, die bei der Analyse der er-
sten 100 Regierungstage von Präsident
Berger durch ExpertInnen und Vertrete-
rInnen der Zivilgesellschaft aufgezählt
wurden. Verschiedene AnalystInnen be-
stätigen, dass nach drei Monaten der
Regierung der Grossen Nationalen Al-
lianz GANA Persönlichkeiten aus dem
Unternehmertum im Kabinett überwie-
gen, noch keine klare Staatspolitik defi-
niert wurde und entsprechend auch kein
kohärenter Arbeitsplan vorliege.

Anlässlich eines von der Tageszei-
tung Prensa Libre organisierten „Ar-
beitsfrühstücks“ kommentierten Exper-
tInnen aus der Zivilgesellschaft die ein-
geschlagene Regierungspolitik in „ih-
rem“ jeweiligen Fachbereich.

Land: Für Ursula Roldán, Aktivistin
der Plataforma Agraria, müssten die
Forderungen der BäuerInnen ein priori-
täres Thema der Regierung sein. Doch
weit davon entfernt, Verständnis für die
prekäre Landsituation aufzubringen, die
einen Grossteil der ländlichen Bevölke-
rung betrifft, werde das Privateigentum
geschützt und die besetzten Ländereien
brutal geräumt (siehe separater Artikel).

Gesundheit: „Die Schaffung eines
professionell arbeitenden Gesundheits-
ministeriums ist elementar“, forderte Luis
P. Castellanos, Vertreter der Panameri-
kanischen Gesundheitsorganisation
OPS. Vielleicht sei es zu früh, nach 100
Tagen substantielle Veränderungen zu
erwarten, doch unabdingbare Voraus-
setzung für irgendwelche Verbesserun-
gen im Gesundheitswesen sei die Erhö-
hung des Budgets des entsprechenden
Ministeriums.

Sicherheit: Iduvina Hernández von
der Institution Seguridad Democrática
äusserte sich beunruhigt darüber, dass
der Sicherheitskommissar Otto Pérez
Molina freie Hand hat in allen Entschei-
dungen betreffend „Sicherheit“ und mehr
Macht über das Innenministerium aus-
übt als Präsident Berger selber.

Erziehung: „Die Schaffung von
departementalen Erziehungsdirektionen
ist ein wichtiger Schritt“, erklärte die
Analytikerin von ASIES, Cinthia de Ta-
jada. Nun ginge es darum, einen Lehr-
plan zu erarbeiten, der mindestens die
nächsten 20 Jahre beibehalten werde,
nur so könne überhaupt an eine Verän-
derung im Land gedacht werden.

Wirtschaft und Finanzen: „Die ein-
zige Chance der Regierung Berger ist,
so schnell wie möglich eine neue Steu-
erpolitik zu erarbeiten“, so Juan Alberto
Fuentes vom UNO-Entwicklungspro-
gramm PNUD. Als positiv wertet er die
unternommenen Schritte in Sachen
Transparenz in der Steuerbehörde (SAT)
und im Rechnungsprüfungswesen
(CGCN).

Auch der indigene Sektor ist nicht
zufrieden mit den ersten hundert Tagen
der Regierung Berger. In einer Presseer-
klärung bezeichnet die Defensoría Indí-
gena (DI) deren Politk als ineffizient und
unfähig, Änderungen zu erzielen. Expli-
zit stört sich die DI an der kürzlichen
Verabschiedung des Wahl- und Partei-
engesetzes (siehe ¡Fijáte! 307), welches
gemäss Komuniqué diskriminierend für
die Bevölkerung - speziell die indigene -
sei.

Ein weiterer Kritikpunkt ist das
Aussenministerium. Aussenminister
Jorge Briz wird mangelnde Erfahrung
vorgeworfen, was ein völliges Erliegen
sämtlicher diplomatischen Aktivitäten
und Kontakte in diesen ersten drei Mo-
naten zur Folge hatte. Selbst aus dem
Unternehmenssektor stammend habe er
auffällig viele UnternehmerInnen als
BotschafterInnen entsandt, welche na-
türlich ihre entsprechenden Interessen
vertreten würden.

Auch Präsident Berger zog seine
Bilanz nach 100 Regierungstagen, wo-
bei er darauf hinwies, dass 100 Tage zu
wenig seien, um wirkliche Veränderun-
gen zu erzielen. Er betonte, überzeugen-
de Massnahmen ergriffen zu haben, gab
aber zu, dass diese bisher nicht mehr
Sicherheit oder eine bessere Wirtschafts-
lage zur Folge hatten. Als besonders
nennenswert befand er seine transpa-
rente und auf Sparsamkeit bedachte Po-
litik, die Wiederaufnahme der Friedens-
abkommen, die Ernennung von Rigober-
ta Menchú zur „Botschafterin des gu-
ten Willens“ und von Rosalina Tuyuc
zur Leiterin der Kommission für die Ent-
schädigung der Kriegsopfer. Und: „Der
Innenminister sagte mir, man könne nicht
von einem Rückgang der Gewalt spre-
chen, doch immerhin habe man sie auf
dem selben Niveau halten können wie
letztes Jahr“, sagte Berger. Na ja, wenn
es der Innenminister sagt...

Auch der Kongress hat seine er-
sten 100 Tage in neuer Besetzung hinter
sich. Bisher lief diese Maschinerie sehr
langsam, in den drei Monaten wurden
bloss 4 Dekrete verabschiedet. Die Zeit
wurde vor allem dazu gebraucht, um das
neue Kräfteverhältnis auszuloten (kei-
ne der Parteien besitzt die absolute
Mehrheit) und die z.T. sehr unerfahre-
nen Abgeordneten in ihren neuen Ar-
beitsbereich einzuführen.

Evaluation nach 100 Tagen Regierungszeit von Oscar Berger

Erster Fisch im Netz
Guatemala, 22. April. Durch die

dieser Tage erfolgte Festnahme des Dro-
genkartellhais Otto Herrera in Mexiko
erhoffen sich die guatemaltekischen
Behörden einen Dominoeffekt und so-
mit den Zugriff auf weitere „führende
Geschäftsleute“ in diesem Metier, muss
sich doch durch den Coup das bisheri-
ge Netz neu stricken. Otto Herrera galt
als einer der international sowohl von
Guatemala als auch von INTERPOL
meist gesuchten Drogenhändler, auf
dessen Verrat die USA ein Kopfgeld von
US-$ 2 Mio. ausgesetzt hatten. Schliess-
lich war es den mexikanischen Behör-
den am Flughafen von Mexiko-Stadt
gelungen, des Mannes habhaft zu wer-
den, der vermutlich der Kopf der Dro-
genkartelle des Golfs von Izabal, Alta
und Baja Verapaz sowie des Kartells von
Sayaxché ist, das im Departement Petén
an der Grenze zu Mexiko operiert. Herre-
ra gilt weiterhin als Verbindungsmann
der Kartelle in Kolumbien und in den
mexikanischen Städten Sinaloa und
Juárez, die von Joaquín „El Chapo“ Guz-

mán bzw. Ismael „El Mayo“ Zambada
angeführt werden. Jährlich werden auf
diesem Wege rund 10 Tonnen Drogen
in die Vereinigten Staaten geschafft.

Im April 2003 stürmte die guatemal-
tekische Antidrogenpolizei ein Anwesen
in einer Wohngegend der Hauptstadt,
das wohl Herrera gehört. Hier gefunde-
ne US-$ 14 Mio. in bar wurden beschlag-
nahmt und zwei KolumbianerInnen fest-
genommen, die mittlerweile vor guate-
maltekischen Gerichten stehen.

Die Staatsanwaltschaft in Guatema-
la schreibt Herrera ausserdem den Be-
sitz von zahlreichen Finkas, Wohnun-
gen, mehr als 30 Autos, 3 Helikoptern
und ferner zwei Jachten zu, Güter, die er
mit Familienmitgliedern teilt. Auch des
mehrfachen Mordes ist er angeklagt.

Die USA strebt an, Herrera wegen
Drogenhandels zu verurteilen, in Guate-
mala steht sein vermeintliches Vergehen
der Geldwäsche im Vordergrund. Noch
ist nicht klar, wem der Fisch endgültig
ins Netz gehen wird, wo also der Pro-
zess stattfinden wird.
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Parteien wiesen darauf hin, dass für ei-
nen solchen Schritt Gesetzesänderun-
gen notwendig seien und geben zu be-
denken, dass es vielleicht sinnvoller
wäre, eine etwas tiefer gehendere Ana-
lyse durchzuführen, als mit solchen un-
durchdachten Sparmassnahmen um sich
zu schlagen. Die Regierung setzte eine
Kommission ein, welche die „Abmage-
rungskur“ genauer studieren und bis
Anfang Mai einen konkreten Vorschlag
machen soll.

Als weitere Sparmassnahme bzw.
Einnahmequelle kündigte Präsident Ber-
ger die Einführung von neuen und die
Erhöhung von bereits bestehenden
Steuern an. Um welche Steuern es sich
handelt und um wieviel sie angehoben
werden sollen, ist noch unklar. Tatsache
ist jedoch, dass sich Berger mit dieser
Massnahme Ärger mit seinen FreundIn-
nen aus dem Unternehmenssektor ein-
handeln wird; der Unternehmensver-

Guatemala, 22. April. Die Ankün-
digung von Präsident Berger, aus spar-
technischen Gründen verschiedene Re-
gierungsministerien zusammenzulegen
oder gar aufzulösen, stiess in der Zivil-
gesellschaft und bei PolitikerInnen auf
heftige Kritik. Bergers Idee ist, die Zahl
der Ministerien von zwölf auf acht zu
reduzieren und so 2,5 Mio. Quetzales ein-
zusparen. Zur Zusammenlegung in Fra-
ge kommen z.B. das Erziehungs- mit dem
Kultur- und Sportministerium oder das
Umwelt- mit dem Landwirtschaftsmini-
sterium.

Während Berger argumentiert, mit
der Zusammenlegung Doppelspurigkeit
zu verhindern und Arbeitsabläufe zu
vereinfachen, befürchten GegnerInnen
der Idee, dass vor allem im sozialen Be-
reich und bei der Umsetzung der Frie-
densabkommen schlicht und einfach
Streichungen vorgenommen würden.
Kongressabgeordnete verschiedener

Berger zieht Fusion von Ministerien in Betracht
band CACIF protestierte denn auch so-
gleich vorsorglich dagegen. Sie seien
nicht bereit, mehr Steuern zu bezahlen,
solange die Steuerbehörde (SAT) nicht
effektivere Massnahmen ergreife, um
Steuerhinterziehung zu vermeiden und
solange keine Transparenz über die öf-
fentlichen Ausgaben bestehe, kritisier-
te der CACIF.

Bis Ende April nimmt die Techni-
sche Kommission für einen Finanzpakt
(CTPF) Vorschläge der Zivilgesellschaft
entgegen, um daraus konkrete Empfeh-
lungen an die Regierung zu erarbeiten.
Bisher sind 15 Vorschläge eingegangen,
erarbeitet von diversen Interessenver-
bänden, Instituten und Investitionszen-
tren, Entitäten der Regierung wie die
SAT oder die CTPF selber. Derweil ruft
Kardinal Rodolfo Quezada Toruño dazu
auf, zuerst über einen Sozialpakt zu dis-
kutieren und erst dann über einen Fi-
nanzpakt.

Guatemala, 14. April. Inmitten von
Kritik und unter Abwesendheit zahlrei-
cher seiner KollegInnen, Regierungs-
funktionärInnen und VertreterInnen der
internationalen Gemeinschaft nahm nun
der Richter Cipriano Soto Tobar das Amt
des Präsidenten des Verfassungsge-
richts (CC) auf. Soto, der den ebenfalls
angefochtenen Richter Mario Ruiz
Wong ersetzt, wurde wiederholt wegen
seiner Affinität zur vorherigen Regie-
rungspartei Republikanische Front
Guatemalas (FRG) und der Verletzung
der Carta Magna kritisiert, sprach er
sich doch unter anderem trotz Verfas-
sungswidrigkeit für die Kandidatur von
Efraín Ríos Montt in den vergangenen
Präsidentschaftswahlen aus. Nach die-
ser Entscheidung erklärte ihn die Uni-
versität San Carlos von Guatemala
(USAC), deren Repräsentant er im Ver-
fassungsgremium war, zur persona non
grata, während soziale Sektoren den
Amtsrücktritt von Soto und den weite-
ren Montt-unterstützenden Verfas-
sungsrichtern forderten.

Vor der Lesung seines Diskurses
der Amtsübernahme warf Soto der Pres-
se die Verbreitung “leichtgläubiger” An-
deutungen böser Absicht gegen seine
Person vor und empfahl ihr, besser die
Wahrheit zu beurteilen, “sollte sie es
schaffen, diese zu verstehen“. Als Igno-
rantInnen bezeichnete er die Medien und
diejenigen Sektoren, die beständig be-
antragt haben, eine Steuerprüfung des
Etats von 40 Mio. Quetzales durchzu-
führen, den er nun verwalten wird.

Carmen Aída Ibarra von der Grup-
pe „Pro Justicia“ sprach dem neuen Prä-
sidenten unterdessen jegliche Legitimi-
tät und moralische Vertrauenswürdigkeit

Verfassungsgericht weiterhin unter fragwürdiger Führung
dafür ab, diesen höchsten Verwaltungs-
organismus zu leiten, habe er doch bei
wiederholten Gelegenheiten die Rechts-
staatlichkeit des Landes verletzt. Gemäss
Ibarra zeige der Funktionär deutlich sei-
ne Verachtung von Prinzipien und Wer-
ten demokratischen Charakters, in dem
er Resolutionen formulierte und unter-

Guatemala, 25. April. Während
Präsident Berger den ehemaligen Zivil-
patrouillisten (Ex-PAC) zuerst versprach,
er würde alles daran setzen, ihnen die
versprochene Entschädigung auszube-
zahlen, erklärte er Anfang April, der Staat
habe kein Geld und die zweite Rate der
Zahlungen würden „auf Unbestimmt“
hinausgeschoben.

Derweil zeigt sich der präsidiale Si-
cherheitskommissar und Ex-General Otto
Pérez Molina optimistisch und gab be-

Unterschiedliche Signale an die Ex-PAC

zeichnete, die eindeutig gegen die Ver-
fassung verstiessen. Dies habe bereits
seit längerem den Weiterbestand eines
Verfassungsgerichts zur Folge gehabt,
das versunken sei in Kontroversen, das
sein Ansehen und glaubwürdigen Ruf
verloren habe und jeglichen Vertrauens
entbehre.

kannt, die Zahlung würden „nur“ von
Mai auf Juni verschoben. Am letzten
Wochenende traf sich Pérez Molina in
Chimaltenango mit Tausenden von Ex-
PAC, die eine Erklärung für die ausblei-
benden Entschädigungszahlungen for-
derten. „Ich bleibe meinem Versprechen
treu, dass wir die Zahlungen weiterfüh-
ren, doch zuerst müssen wir die Finan-
zierung sichern und den notwendigen
juristischen Rückhalt haben“, erklärte er
gegenüber den ungeduldigen Ex-PAC.

Guatemala, 12. April. Vermeiden
jeglichen Kontaktes mit guatemalteki-
schen Kindern, inklusive dem Fotogra-
fieren derselben sowie des Besuchs von
privaten und nicht-öffentlichen Strän-
den sind zwei der Empfehlungen des
Innenministeriums der USA an ihre
StaatsbürgerInnen, die Guatemala berei-
sen wollen. Mittels seines Büros für
Konsularangelegenheiten veröffentlich-
te eben dieses Ressort ein Informations-
blatt, in dem davon die Rede ist, dass in
Guatemala eine kriminelle Gewaltserie re-
gistriert würde und „eine wachsende en-
demische Armut, eine Fülle von Waffen
sowie einen Trend einer gewaltsamen

WARNUNG
Gesellschaft und eines dysfunktionalen
Justizsystems“ präsentiere.

Der dazu befragte Innenminister
Guatemalas, Arturo Soto, gibt sich un-
terwürfig: Die USA überarbeite regelmäs-
sig diese Art von Bekanntmachung. Er
vertraue darauf, dass die nächste Ana-
lyse des Landes durch den Grossen Bru-
der anders lauten wird. Doch „man kann
nicht erwarten, dass sie sich von heute
auf morgen verändert.“ Welche Ursa-
chen und Verantwortlichkeiten derweil
hinter der tatsächlich nicht zu leugnen-
den kritischen Situation des Landes stek-
ken, bleibt indes unhinterfragt.

Na dann: Gute Reise, Guatemala!
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Guatemala, 26. April. Das Inter-
amerikanische Menschenrechtsgericht
(CIDH) musste dieser Tage gleich zwei
Fälle beurteilen, in denen der guatemal-
tekische Staat wegen Menschenrechts-
verletzung angeklagt ist. Im einen ging
es um das Massaker von Plan de Sán-
chez, Baja Verapaz, das am 18. Juli 1982
verübt wurde und bei dem 84 Personen
ermordet wurden. Eingereicht wurde der
Fall vom Menschenrechtszentrum
CALDH, das die Überlebenden dieses
Massakers sowie die Hinterbliebenen
der Opfer juristisch begleitet.

Der Kampf um Gerechtigkeit in die-
sem Fall begann 1992, als das guatemal-
tekische Menschenrechtsprokurat
(PDH) über die Existenz eines Massen-
grabes im Ort Plan de Sánchez informiert
wurde. Trotz der Beweise, die mit der Ex-
humierung dieses Grabes an den Tag ka-
men und dem unermüdlichen Kampf vor
den guatemaltekischen Gerichten, blieb
der Fall in der Straffreiheit stecken. 1996
entschieden die Familienangehörigen
der Opfer, den Fall vor die Interameri-
kanische Menschenrechtskommission
zu tragen, die im Jahr 2002 den guate-
maltekischen Staat für das Massaker
verantwortlich erklärte und eine Reihe
von Empfehlungen zur Wiedergutma-
chung an den Opfern gab. Empfehlun-
gen, die nie eingehalten oder umgesetzt
wurden, weshalb der Fall nun vor das
Interamerikanische Menschenrechts-
gericht getragen wurde. Die Unterstüt-
zerInnen des Falls bezeichnen ihn als pa-
radigmatisch, weil es das erste der rund
600 vom guatemaltekischen Militär in
den 80er Jahren durchgeführte Massa-
ker ist, das vor eine so hohe Instanz ge-
langt. Ausserdem würde eine Verurtei-
lung des guatemaltekischen Staates in
diesem Fall die Anklagen stärken, die bei
nationalen und internationalen Gerich-
ten gegen die damaligen Generäle Ríos
Montt und Lucas García eingereicht
wurden.

Im Fall gegen Ríos Montt und Lu-
cas García scheint sich auf internationa-
ler Ebene ebenfalls etwas zu tun. Am 19.
April reichte der spanische Richter Bal-
tasar Garzón, der den von Rigoberta
Menchú angestrebten Prozess gegen
hohe guatemaltekische Ex-Militärs vor
dem spanischen Obergericht verfolgt, in
Guatemala ein Rechtshilfegesuch ein.
Darin bitter er um die Erlaubnis, in Gua-
temala Verhöre von ZeugInnen durch-
zuführen, die aus irgend einem Grund
nicht in der Lage sind, nach Spanien zu
reisen, um vor dem dortigen Gericht aus-
zusagen. Ausserdem will er die Ange-
klagten über ihre rechtliche Situation bei
einem internationalen Prozess aufklären

und ihnen ihre Rechte garantieren. Dies
als Vorbedingung, damit überhaupt in-
ternationale Such- und Haftbefehle aus-
gestellt werden können. Das Gesuch
von Garzón muss vom guatemalteki-
schem Obersten Gerichtshof (CSJ) be-
willigt werden, das bekannterweise in
mehreren Fällen Pro-Ríos Montt und Pro-
FRG geurteilt hat. Gustavo Meoño von
der Rigoberta Menchu-Stiftung ist je-
doch zuversichtlich und hofft, dass bis
in zwei Monaten die Bewilligung vor die
Vor-Ort-Untersuchungen Garzón’s erteilt
sind. Die Reaktion von Ríos Montt auf
den Antrag aus Spanien: „Ich bin nicht
der Spanischen Krone unterstellt. Wenn
ich irgendwo Aussagen mache, dann vor
der guatemaltekischen Staatsanwalt-
schaft.“

Der zweite Fall, den das CIDH ge-

Der guatemaltekische Staat auf der Anklagebank
gen den Guatemaltekischen Staat beur-
teilen musste, wurde von der Menschen-
rechtsorganisation GAM und dem Men-
schenrechtsbüro des Erzbistums
(ODHA) eingereicht. Es betrifft die Ent-
führung des damals 14-jährigen Marco
Antonio Molina Theissen vom  6. Okto-
ber 1981. Der Junge wurde aus seinem
Elternhaus entführt und ist seither ver-
schwunden, nachdem vier Tage zuvor
seine Schwester aus der Militärkaserne
in Quetzaltenango flüchten konnte, wo
sie gefangen gehalten worden war. Der
Vertreter der guatemaltekischen Regie-
rung vor dem CIDH, Estuardo Meneses,
akzeptierte die Regierungsverantwor-
tung in diesem Entführungsfall und bat
die Familienangehörigen des Jungen im
Namen des guatemaltekischen Staates
um Verzeihung.

Guatemala, 22. April. Präsident
Oscar Berger bat im Namen des guate-
maltekischen Staates die Familie der am
11. September 1990 ermordeten Anthro-
pologin Mirna Mack um Verzeihung. Mit
diesem öffentlichen Akt erfüllte Berger
eine der Empfehlungen des Interameri-
kanischen Menschenrechtsgerichts
(CIDH), das im November letzten Jahres
den Guatemaltekischen Staat als verant-
wortlich für die Ermordung von Mack
verurteilte. Berger bedauerte in seiner
Ansprache, dass die Familie Mack in-
ternationale Instanzen beanspruchen
musste, da es in Guatemala selber (aus
Sicherheits- und finanziellen Gründen)
nicht möglich war, solche Prozesse
durchzuführen. Sowohl von den Famili-
enangehörigen von Mirna Mack wie
auch von VertreterInnen internationaler
Menschenrechtsinstanzen wurde die
Geste von Präsident Berger gelobt und
als ein vielversprechendes Zeichen ge-
wertet, dass vielleicht in Zukunft weite-
re Fälle aus dem Sumpf der Straflosig-
keit ans Licht kommen und so ein Bei-
trag zur Verarbeitung der Vergangenheit
geleistet werden kann.

Es darf jedoch nicht vergessen
werden, dass dies ein rein moralischer
Akt war, die juristischen Tatsachen sind
ganz andere: Zwar ist der materielle Tä-
ter schon seit Jahren im Gefängnis; die
intellektuellen Verantwortlichen des
Mordes an Mirna Mack wurden erst viel
später ausgemacht, verurteilt - und wie-
der freigesprochen. Erst letztes Jahr
wurde das Urteil gegen den General Juan
Valencia Osorio, der den Mord aus den
Chefetagen des Präsidialen General-
stabs (EMP) angeordnet hatte, erneuert.
Seit Januar 2004 ist der zu 30 Jahren Ge-

Späte Genugtuung
fängnis verurteilte Osorio untergetaucht
und konnte trotz internationalem Haft-
befehl bisher nicht dingfest gemacht
werden.

In diese Richtung ging auch ein
Flugblatt, das die Hinterbliebenenorga-
nisationen FAMDEGUA und HIJOS zum
gegebenen  Anlass verteilten. Unter dem
Titel „Um Verzeihung bitten reicht nicht,
250’000 Opfer warten auf Gerechtigkeit
und Justiz“ verurteilen sie das Verhal-
ten von Präsident Berger als opportuni-
stisch und populistisch. Es sei nicht
damit getan, in einem spezifischen Fall
um Verzeihung zu bitten ohne die ande-
ren überhaupt zu erwähnen, geschwei-
ge denn, wirklich etwas zu deren Auf-
klärung zu unternehmen und die verant-
wortlichen Militärs zu bestrafen. Die von
Berger vorangetriebene neoliberale Po-
litik sei genau so von Verbrechen gegen
die Menschheit begeleitet, nur dass sie
diesmal nicht mit Waffengewalt ausge-
führt würden, heisst es auf dem Flug-
blatt.

Ebenfalls in einem öffentlichen Akt
wurde der Kriminalpolizist José Miguel
Mérida Escobar geehrt. Er leitete anfäng-
lich die Untersuchungen im Fall Mirna
Mack und wurde wegen der Aussagen,
die er vor Gericht gemacht hatte und in
denen er die Umstände und Hintergrün-
de von Mirnas Ermordung darlegte, vor
13 Jahren ermordet. An der Ehrung von
Mérida Escobar nahmen VertreterInnen
des Innenministeriums, der Generaldi-
rektion der Polizei, Frank LaRue für die
Präsidiale Menschenrechtskommission
nebst den Familienangehörigen von
Mérida Escobar und Mack sowie Ver-
treterInnen von Menschenrechtsorga-
nisationen teil.
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Der Kampf ums Land geht weiter
Guatemala, 27. April. Das Komi-

tee der Bäuerlichen Einheit CUC blickt
auf 26 Jahre Kampf zurück: Der Kampf
um Zugang und Besitz von Land sowie
um den Respekt der Menschen- und Ar-
beitsrechte der BäuerInnen habe zahl-
reichen AnführerInnen der Gruppe das
Leben gekostet, so Ángela Xinico, CUC-
Vertreterin in einer Pressekonferenz.

Das CUC, eine der ältesten indige-
nen und bäuerlichen Organisationen des
Landes, hatte während des internen be-
waffneten Konflikts eine aggressive Po-
sition zur Verteidigung gerade dieser Be-
völkerung und der Zahlung des Min-
destlohns inne. 1980 konnte es 80´000
Kämpfende mobilisieren, so Xinico.

Am 15. April 1978 gründete sich das
CUC und markierte somit die Geschich-
te der indigen-bäuerlichen Bewegung,
in dem es eine entscheidende Rolle im
Kampf gegen die Ausbeutung der Län-
dereien des Río Negro, wo der Staudamm
von Chixoy gebaut wurde, und die Land-
übernahme durch Militärs in Panzós,
Alta Verapaz, einnahm. Die CUC-Leitung
nahm zudem in der Besetzung der Spa-
nischen Botschaft teil, in der einige von
ihnen gemeinsam mit anderen AktivistIn-
nen im Feuer starben, die die Massaker
an die Öffentlichkeit brachten, die das
Militär am 31. Januar 1980 verübt hatte.

Xinico erinnerte daran, dass wäh-
rend des Internen Krieges hunderte von
AktivistInnen und AnführerInnen des
CUC Opfer des Genozids, von Folter
und Morden wurden, währenddessen
viele Entführte nie wieder auftauchten.
Trotz der Unterzeichnung der Friedens-
verträge 1996 habe die Repression ge-
gen die BäuerInnenbewegung angehal-
ten und sich gar 2000 mit den gewalttäti-
gen Räumungen von besetzten Fincas
sowie den Morden an AnführerInnen
intensiviert. Trotz dieser Rückschläge
beging das CUC sein 26. Jubiläum und
ermahnte die BäuerInnen und alle ande-
ren sozialen Organisationen, dem Kampf
zur Veränderung von Strukturen zugun-
sten der Mehrheit treu zu bleiben.

Unterdessen bezeichnete Gilberto
Atz von der Nationalen BäuerInnenor-
ganisation CNOC die konstanten Räu-
mungen, die Drohungen und Einschüch-
terungen sowie die Haftbefehle, die von
Gerichtsinstanzen gegen ihre Anführer-
Innen verhängt werden, als Strategie, de-
ren Ziel die Zerschlagung der Organisa-
tion sei. Atz wies darauf hin, dass im lau-
fenden Jahr bereits 11 registrierte Räu-
mungen von BäuerInnenfamilien vollzo-
gen wurden, in denen stets der Autori-
tätsmissbrauch und der Gewaltexzess
von Seiten der Sicherheitskräfte domi-
nierten, die in konfrontativer und dro-
hender Weise die Unterkünfte der Bäue-

rInnen umkreisten, bewaffnet mit Trä-
nengasbomben, Knüppeln, Schildern
und sogar Schusswaffen. Während der
Räumungsaktionen würde den Anfüh-
rerInnen mit Gefängnis gedroht, zahlrei-
che auf illegale Weise festgenommen,
gegen andere lägen tatsächlich Haftbe-
fehle vor. In ihrer Mehrheit seien die
Anklagepunkte jedoch an den Haaren
herbeigezogen und falsch, beinhalteten
sie doch die Anklage von Seiten der
LandeigentümerInnen der Anstiftung
und Nutzung der Ländereien.

Die vor der Amtsübernahme schon
existenten Vermutungen bzgl. der grau-
samen und inhumanen Art und Weise
von Seiten der Regierung Oscar Bergers
scheinen sich zu bestätigen, betrachte
man deren Umgang mit dem BäuerInnen-
sektor, so Virgilio Pérez, Mitglied des
BäuerInnenzusammenschlusses Plata-
forma Agraria (PA) hinsichtlich der un-
gerechtfertigten Festnahme von zwei
Bauern in Quetzaltenango durch die
staatlichen Sicherheitskräfte. Juan José
Mota und Urías Humberto López ver-
liessen ein Verhandlungstreffen mit Ver-
treterInnen der Finca María de Lourdes,
im Munizip Génova, Quetzaltenango, die
den ArbeiterInnen seit elf Jahren mehr
als 3 Mio. Quetzales an Lohn und  Ge-
haltszusatzleistungen schulden, als die
beiden Bauern verhaftet wurden. Die
Festgenommenen gehören zur Arbeite-
rInnenvereinigung  UMCAGEF von Gé-
nova, Flores und der Finca María
Lourdes, deren Besitzerin Familienange-
hörige des Präsidenten Bergers ist.

Pérez kritisierte die Haltung der Zi-
vilpolizei (PNC) und wies auf die Tatsa-
che hin, dass in einer Situation, in der
diese der Bevölkerung bestehen sollte,
sich die Staatsinstitution als inffezient
und lediglich dem Unternehmenssektor
affin beweise. Generell wird der Umgang
der Regierung mit dem BäuerInnensek-
tor von diesem als eindeutig repressiv
wahrgenommen. Zwar wurden im ge-
nannten Fall Mota und López wieder frei-
gelassen, der Prozess ist damit für sie
jedoch noch nicht geklärt. Laut Verant-
wortlichen der PA stünden derzeit 21 wei-
tere Haftbefehle gegen BäuerInnen aus.
Zu diesen gehörten zwei Frauen, von
denen eine 65jährige Dame behindert sei
und kein Spanisch spreche.

Auch im Departement Retalhuleu
besteht der Konflikt um besetzte Fincas
uneingeschränkt fort. Rund 2´000 Bäue-
rInnen halten die Finca Nueva Linda,
Champerico besetzt und erklärten, sich
solange nicht davon fort zu bewegen,
bis ihr Vorsitzender Héctor René Reyes,
der am 5. September 2003 entführt wur-
de, nicht auftauche. Damals wären früh-
morgens einige Personen, als Mitglie-

der der Sicherheitskräfte der Finca iden-
tifiziert, zum Haus von Reyes gekommen
und hätten ihn mitgenommen.

Unterdessen kam es zwischen den
BäuerInnen, die die im selben Munizip
befindliche Finca Ixpán besetzt hielten,
zur gewaltsamen Auseinandersetzung
mit der PNC, die die Finca räumen sollte,
nachdem der Dialog zwischen Besetze-
rInnen und Besitzer gescheitert war.
Zwar kam es bei diesem Vorfall weder zu
Verletzten noch Verhaftungen, doch
etwa 20 Fincagebäude wurden von den
Verantwortlichen in Brand gesteckt, die
den von den Justiztribunalen gegebe-
nen Befehl ausführten.

Die Brutalität, mit der die Sicher-
heitskräfte bei Räumungen von Fincas
vorgingen, die die BäuerInnen als Druck-
mittel gegen die Regierung besetzten, um
die Lösung der Agrarproblematik zu for-
dern, habe mittlerweile eine „Psychose“
in der Bevölkerung ausgelöst, was dazu
führe, dass gleich zu aggressiven Mass-
nahmen gegriffen würde, um der Situati-
on zu begegnen, so Rafael González, ei-
ner der Führungspersonen des CUC.
Gónzalez rechtfertigte die Verschärfung
der Reaktion von Seiten der BäuerInnen,
die als InvasorInnen bezichtigt würden,
als Konsequenz der Präpotenz, mit der
die Polizei bei Räumungen vorginge.
„Die Räumungspolitik, die von den Au-
toritäten verfolgt wird, hat in der Bevöl-
kerung eine Defensivhaltung zur Folge,
die auf die selbe Weise antworten, wie
mit ihnen umgegangen wird“, so Gónza-
lez. Es sei die gleiche Gewalt, die Gewalt
provoziere, wenn die Bereitschaft zum
Dialog versiege.

Der CUC-Vertreter wies darauf hin,
dass Präsident Berger erst kürzlich sei-
ne Disposition zur Lösung des Konflikts
ums Land geäussert habe, indes würde
diese reine Theorie bleiben, hielten doch
die Verfolgungen, Einschüchterungen
und gar Morde an AnführerInnen der
BäuerInnenbewegung an. Berger hatte
Ende März versprochen, die Politik zur
Klärung der Agrarsituation voranzutrei-
ben. Zu den  vorgeschlagenen Aspek-
ten gehören die sofortige Lösung der
Besetzungen sowie die Verabschiedung
des Nationalen Katastergesetzes. Die
BäuerInnenbewegung hofft darauf, dass
spätestens nächste Woche eine von der
Regierung angekündigte Kommission
legal eingesetzt wird, um die Agrar- und
Katasterkrise  lösen zu suchen. In die-
ser Kommission wird der Grossteil der
Exekutivministerien sowie Vizepräsident
Eduardo Stein sitzen. Dennoch könne
es durchaus passieren, dass die Bäue-
rInnenbewegung den Dialog zerschlägt,
sollten die Räumungen von Fincas an-
halten, so der CNOC-Vertreter Atz.
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